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Sehr geehrte Ausschussmitglieder,  

vielen Dank für die Möglichkeit, an dieser Anhörung teilzunehmen. Da mir vorab keine Fra-
gen des Ausschusses übermittelt wurden, werde ich im Folgenden zu den Themen des Aus-
schusses aus der Sicht eines Volkswirts Stellung nehmen, der mit seinem Team die Auswir-
kungen verschiedener nicht-pharmazeutischer Maßnahmen sowie die Effizienz der Impfkam-
pagne analysiert hat. Dabei liegt ein Schwerpunkt auf den Voraussetzungen dafür, dass der-
artige Forschung betrieben werden kann und die Erzeugung wissenschaftlicher Evidenz für 
Politik und Gesellschaft ermöglicht wird. Auf die gesamtwirtschaftlichen Folgen der Pande-
mie sowie der Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung soll kurz eingegangen werden. Der unmit-
telbare Einfluss eines einzelnen Bundeslandes wie Hessen, aber auch der einer in die inter-
nationale Arbeitsteilung integrierten Volkswirtschaft wie die der Bundesrepublik Deutsch-
land, auf den durch die Pandemie ausgelösten wirtschaftlichen Einbruch ist beschränkt; wirt-
schaftspolitische Maßnahme dienen in erster Linie der Abfederung von Härten für besonders 
betroffene Arbeitskräfte und Wirtschaftszweige. Das Hauptaugenmerk liegt in den folgenden 
Ausführungen nicht auf konjunkturellen Maßnahmen, sondern auf strukturellen Weichen-
stellungen im Bereich von Digitalisierung und Datenbereitstellung. Der Schwerpunkt liegt auf 
dem Gesundheitswesen, einige der präsentierten Schlussfolgerungen reichen aber darüber 
hinaus und betreffen die gesamte öffentliche Verwaltung. 
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1. Gesamtwirtschaftliche Folgen der Pandemie sowie der zu ihrer 
Bekämpfung ergriffenen Maßnahmen1 

Die Pandemie sowie die zu ihrer Bekämpfung getroffenen Maßnahmen hatten umfassende 
gesamtwirtschaftliche Folgen. Wie die folgenden beiden Abbildungen zeigen, ging das Brut-
toinlandsprodukt real gesehen in den betrachteten Ländern in einzelnen Quartalen um bis zu 
10% zurück (s. Abbildung 1), bezogen auf einzelne Jahre betrug die Abweichung vom lang-
fristigen Trendwachstum um die fünf Prozentpunkte (s. Abbildung 2). Dabei waren Länder 
wie Deutschland, Schweden, die USA und China, die sich im Hinblick auf ihren jeweiligen Um-
gang mit der Pandemie z.T. deutlich unterschieden haben, in ganz ähnlicher Weise von die-
sem Rückgang betroffen. Zurückzuführen ist dies auf das Zusammenspiel von Angebots- und 
Nachfrageschocks, die angesichts einer bestehenden globalen wirtschaftlichen Verflechtung 
zu umfassenden Auswirkungen in den Volkswirtschaften der verschiedenen Länder geführt 
haben. Ob ein Rückgang der Produktion auf gestörte Lieferketten, vermehrte Krankheitsfälle 
oder Fabrikschließungen im Gefolge von Lockdowns zurückgeht, ist im Detail ebenso schwie-
rig zu identifizieren2 wie die Frage, ob die Ursachen für einen Nachfrageeinbruch in freiwilli-
ger Verhaltensanpassung oder Lockdown-Maßnahmen liegt.3 Deutlich wird, dass die meisten 
Länder aufgrund der oben erwähnten internationalen Verflechtung beschränkten Einfluss 
auf diese Schocks haben und sich die Maßnahmen in erster Linie auf die Abfederung der ne-
gativen makroökonomischen Entwicklung richten. Wie die schnelle Erholung nach der erfolg-
ten Durchführung der Impfkampagnen und dem Auslaufen der Maßnahmen zeigen, sind für 
das große Bild der medizinische Fortschritt4 sowie die zügige Abfederung wirtschaftlicher 
Härten entscheidend. Inwieweit einzelne Maßnahmen allerdings zielgenau waren und effi-
zient umgesetzt wurden, lässt sich nur im Detail klären. Auch die Frage nach möglichen 

 
1 Die folgende Darstellung ist notwendigerweise verkürzt und unvollständig. Für weitergehende Ausführungen 
s. u.a. die unten angegebene Literatur. 

2 Für die Frage nach der Wirkung von fiskalpolitischen Gegenmaßnahmen ist diese Frage auch nicht von Bedeu-
tung. S. Bayer, Christian; Born, Benjamin; Luetticke, Ralph; Müller, Gernot J. (2023): The Coronavirus Stimulus 
Package: How Large is the Transfer Multiplier. In: The Economic Journal 133 (652), S. 1318–1347. 
https://doi.org/10.1093/ej/uead003, die schreiben: “we are completely agnostic as to whether the Q-shock is 
imposed by governments or the result of voluntary social restraint: What matters is that as a result of the shock 
a sizeable fraction of the labour force is locked out of/prefers not to/cannot work for health reasons.” S. 1319 

3 S. Chetty, Raj; Friedman, John N.; Stepner, Michael (2024): THE ECONOMIC IMPACTS OF COVID-19: EVIDENCE 
FROM A NEW PUBLIC DATABASE BUILT USING PRIVATE SECTOR DATA. In: The Quarterly Journal of Economics 
139 (2), S. 829–889. https://doi.org/10.1093/qje/qjad048, die zeigen, dass Lockdowns beschränkte Wirkungen 
auf die Wirtschaftstätigkeiten hatten, da diese im Zuge von erhöhter Vorsicht seitens der Verbraucher bereits 
vor der Implementierung der Maßnahmen zurückgegangen waren. (s. S. 877) 

4 S. Castillo, Juan Camilo; Ahuja, Amrita; Athey, Susan; Baker, Arthur; Budish, Eric; Chipty, Tasneem et al. 
(2021): Market design to accelerate COVID-19 vaccine supply. In: Science (New York, N.Y.) 371 (6534), S. 1107–
1109. https://doi.org/10.1126/science.abg0889. Die Autoren schätzen den volkswirtschaftlichen Nutzen der 
schnellen Verfügbarkeit von Impfstoffen auf mehrere Billionen (amerikanisch: Trillions) Dollar.  

https://doi.org/10.1093/ej/uead003
https://doi.org/10.1093/qje/qjad048
https://doi.org/10.1126/science.abg0889
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langfristigen Folgewirkungen erfordert eine spezifische Evaluierung.5 Diesen Fragen soll im 
nächsten Abschnitt anhand der Darstellung eigener Forschungsergebnisse nachgegangen 
werden. Ziel ist es, Schlussfolgerungen für die Vorbereitung auf allfällige zukünftige Krisen zu 
ziehen. So wurde die Bedeutung der Resilienz von Lieferketten und einseitigen Lieferabhän-
gigkeiten bereits kurz nach Ende der Pandemie mit Beginn des russischen Angriffskriegs ge-
gen die Ukraine deutlich.6  

Abbildung 1  - Wachstum des Bruttoninlandsprodukts  
in EU, Euroraum (EA), Deutschland und Schweden7 

 

 
5 Im Hinblick auf die Produktivitätsentwicklung der Unternehmen scheint es keine negativen Folgewirkungen 
gegeben zu haben (s. Bloom, Nicholas; Bunn, Philip; Mizen, Paul; Smietanka, Pawel; Thwaites, Gregory (2025): 
The Impact of Covid-19 on Productivity. In: Review of Economics and Statistics 107 (1), S. 28–41. 
https://doi.org/10.1162/rest_a_01298). Eine Diskussion der Auswirkungen der fiskalpolitischen Maßnahmen 
auf die Staatsverschuldung würde an dieser Stelle zu weit führen. Ein Nebenaspekt sei an dieser Stelle dennoch 
erwähnt, nämlich die Rückforderung ausgezahlter Corona-Soforthilfen. Damit dürfte ein Glaubwürdigkeitsver-
lust einhergehen, der die Wirksamkeit zukünftiger Maßnahmen reduzieren sollte. Zu psychologischen Langzeit-
wirkungen verweise ich auf die übrigen geladenen Sachverständigen.  

6 Zur Resilienz von Lieferketten s. z.B. Götz, Georg: Ordnungspolitische Erwartungen an das europäische und 
nationale Ressourceneffizienzrecht. In: Franz Reimer (Hg.): Ressourceneffizienz - Leitbild für das Umweltrecht? 
1. Auflage (Giessener Abhandlungen zum Umweltrecht, 26), S. 151–162. 

7 Quelle: https://ec.europa.eu/eurostat/cache/dashboard/european-statistical-monitor/  

https://doi.org/10.1162/rest_a_01298
https://ec.europa.eu/eurostat/cache/dashboard/european-statistical-monitor/
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Abbildung 2 - Jährliche reale Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts in % 
in China (PRC), den USA, Deutschland und der EU8 

 

2. Übergang zu Detailfragen und eigener Forschung 
In diesem Abschnitt werden verschiedene Einzelmaßnahme im Hinblick auf ihre Auswirkun-
gen diskutiert werden. Hintergrund dieser Analyse sind zwei Grundannahmen. Zum einen 
dürfte es einen Zusammenhang zwischen der Akzeptanz von Maßnahmen und ihrer Wirk-
samkeit geben. Maßnahmen, die nicht die gewünschten bzw. versprochenen Wirkungen zei-
tigen, dabei dennoch freiheitseinschränkend sind, dürften mit Akzeptanzproblemen zu 
kämpfen haben. Zum anderen dürften nicht-pharmazeutische Eingriffe („NPIs“), die keinen 
dämpfenden Einfluss auf das Infektionsgeschehen haben, die Wirtschaftstätigkeit aber zu 
hemmen geeignet sind, schwerlich zu einer positiven wirtschaftlichen Entwicklung beitragen. 
Auch hier sind Akzeptanzprobleme und gegebenenfalls langfristig negative wirtschaftliche 
Auswirkungen nicht auszuschließen. Vor diesem Hintergrund ist es von zentraler Bedeutung, 
die Wirkung verschiedener Maßnahmen auf das Infektionsgeschehen realistisch, d.h. evi-
denzbasiert, einschätzen zu können.  

 
8 Quelle: https://data-explorer.oecd.org/vis?lc=en&df[ds]=dsDisseminateFinalDMZ&df[id]=DSD_NA-
MAIN1%40DF_QNA_EXPENDI-
TURE_GROWTH_G20&df[ag]=OECD.SDD.NAD&df[vs]=1.1&dq=A..DEU%2BUSA%2BEU27_2020%2BCHN...B1GQ.
.....G1.&pd=2018%2C2024&to[TIME_PERIOD]=false&vw=tl&lb=nm  
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https://data-explorer.oecd.org/vis?lc=en&df%5bds%5d=dsDisseminateFinalDMZ&df%5bid%5d=DSD_NAMAIN1%40DF_QNA_EXPENDITURE_GROWTH_G20&df%5bag%5d=OECD.SDD.NAD&df%5bvs%5d=1.1&dq=A..DEU%2BUSA%2BEU27_2020%2BCHN...B1GQ......G1.&pd=2018%2C2024&to%5bTIME_PERIOD%5d=false&vw=tl&lb=nm
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Die in einem ersten Schritt vorgestellten zwei Arbeiten knüpfen an dieser Stelle an. Sie be-
schäftigen sich mit spezifischen Maßnahmen bzw. dem Unterlassen von Maßnahmen und 
analysieren deren Einfluss auf das Pandemiegeschehen. Dabei stehen die Auswirkungen von 
Ausgangssperren sowie der Durchführung beziehungsweise der Absage von Veranstaltungen 
wie dem Oktoberfest in München im Zentrum der Untersuchungen. Im zweiten Schritt wird 
eine Arbeit zur Effizienz der Impfkampagne im Vergleich der deutschen Bundesländer prä-
sentiert. Alle drei Arbeiten setzen an kleinteilig umzusetzenden und wirkenden Maßnahmen 
an und erlauben es daher auch, Schlussfolgerungen für Hessen zu ziehen. Dies gilt umso 
mehr als zwei der drei Arbeiten einen unmittelbaren Bezug zum Land Hessen bzw. zu den 
hessischen Landkreisen haben.  

Zu betonen ist, dass dieser Bezug nicht zufällig ist, sondern dem Bemühen entspringt, rele-
vante Erkenntnisse für den jeweiligen Kontext zu generieren. Dies erfordert, nur Vergleich-
bares zu vergleichen, um die konkreten Wirkungen von Maßnahmen verlässlich isolieren und 
identifizieren zu können. Deutlich wird dies anhand des Aufsatzes zur Wirkung von Aus-
gangssperren,9 dessen Ansatz und Ergebnisse im Folgenden kurz vorgestellt werden sollen.  

Tabelle 1 - Nächtliche Ausgangssperren in Hessen 

 

Die Studie macht sich zunutze, dass um den Jahreswechsel 2020/21 in einigen hessischen 
Landkreisen Ausgangssperren verhängt wurden, in anderen nicht (s. die oben abgedruckte 
Tabelle 1). Der Aufsatz vergleicht die Entwicklung der Infektionszahlen in hessischen Land-
kreisen mit und ohne Ausgangssperren. Da sich die Inzidenzen in beiden Gruppen vor Einfüh-
rung der Ausgangssperren gleichartig entwickelt hatten, kann der anschließend beobachtete 
Unterschied – oder eben das Ausbleiben eines Unterschieds – ursächlich auf die Maßnahme 
zurückgeführt werden. Technisch gesprochen zeigt der Aufsatz, dass die Entwicklung der 

 
9 De Haas, Samuel; Götz, Georg; Heim, Sven (2022): Measuring the effect of COVID-19-related night curfews in 
a bundled intervention within Germany. In: Scientific reports 12 (1), S. 19732. https://doi.org/10.1038/s41598-
022-24086-9. 

https://doi.org/10.1038/s41598-022-24086-9
https://doi.org/10.1038/s41598-022-24086-9
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Inzidenzen in den Landkreisen vor Verhängung der Ausgangssperren vergleichbar war; die 
sogenannte common trend Annahme ist erfüllt. Mit Hilfe einer Differenz-in-Differenzen-Ana-
lyse, die die Entwicklung in den Kreisen mit Ausgangssperren mit derjenigen in den Kreisen 
ohne Ausganssperren vergleicht, wurde geschätzt, welchen Effekt diese Maßnahme auf das 
Pandemiegeschehen hatte. Es zeigt sich ein schwach negativer Effekt, der allerdings in keiner 
Schätzvariante statistisch signifikant ist. Vereinfachend ausgedrückt bedeutet dies, dass ein 
üblicher statistischer Wirkungsnachweis nicht erbracht werden kann. Positiver gewendet 
heißt das, dass die Ausgangssperren bestenfalls eine sehr beschränkte Wirkung auf die Ent-
wicklung der Inzidenzen hatten. Dies ist insofern nicht verwunderlich, da ohnehin und in al-
len Landkreisen eine Reihe weiterer Maßnahmen verhängt worden waren. Es zeigt sich aber 
auch, dass die Ausgangssperren die Inzidenzen nicht erhöht haben, eine Entwicklung die z.B. 
eine Folge von Umgehungsverhalten hätte gewesen sein können.  

Mit der Bereitstellung dieser Evidenz, endet die Aufgabe des Fachwissenschaftlers. Die Auto-
ren haben den Aufsatz zunächst als Working Paper zur öffentlichen Diskussion gestellt, die 
Ergebnisse haben ein breites Medienecho gefunden. Welche Schlussfolgerungen Politik und 
Gerichte aus derartigen Erkenntnissen ziehen, ist aus Sicht der Fachwissenschaft nicht zu be-
werten bzw. zu beurteilen. Zu hoffen ist, dass derartige Forschung, sofern sie für die entspre-
chende Fragestellung relevant ist, zur Kenntnis genommen wird.10 Wichtiger ist an dieser 
Stelle, dass die Möglichkeit existiert, solche Forschung durchzuführen und damit der Auf-
gabe der Wissenschaft nachzukommen, empirische Evidenz zu generieren. Zentrale Voraus-
setzung dafür ist Transparenz und Datenverfügbarkeit. Die Hemmnisse, die empirischer For-
schung insbesondere in Deutschland im Wege stehen, werden unten in Abschnitt 3 ausführ-
licher dargelegt.  

Der Aufsatz Munich goes viral: Measuring the impact of the Oktoberfest on COVID-19 infec-
tion rates using difference-in-differences untersucht die Auswirkungen eines Ereignisses, 
dem Oktoberfest 2022, auf das Pandemiegeschehen.11 Dies ist von Bedeutung, da im vorlie-
genden Fall gegebenenfalls ein Spannungsverhältnis zwischen der Durchführung dieser Ver-
anstaltung aus Gründen der sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Wohlfahrt sowie einer 
Absage aus gesundheitlichen Überlegungen besteht. Hier tritt möglicherweise ein Zielkon-
flikt zwischen einer auf die ökonomische Wohlfahrt und einer gesundheitlichen, auf das 

 
10 Häufig wird, auch vom Autor dieser Stellungnahme, gefordert, dass besonderes Gewicht auf Veröffentlichun-
gen gelegt werden sollte, die ein Gutachterverfahren durchlaufen haben, den sogenannten Peer-review Pro-
zess. Allerdings stößt dieser gerade bei zeitkritischen Fragestellungen, wie sie während der Pandemie vorlagen, 
an seine Grenzen. So hat dieser Prozess beim vorliegenden Aufsatz deutlich länger als ein Jahr gedauert. Dies 
trifft gerade dann zu, wenn es sich um kontroverse Ergebnisse handelt, die so nicht unbedingt von der Scientific 
Community erwartet werden.  

11 Herold, Daniel; Klotz, Phil-Adrian; Schäfer, Jan Thomas (2025): Munich goes viral: Measuring the impact of 
the Oktoberfest on COVID-19 infection rates using difference-in-differences. In: Health policy (Amsterdam, 
Netherlands) 157, S. 105332. https://doi.org/10.1016/j.healthpol.2025.105332. Die Autoren dieses Aufsatzes 
waren zum Zeitpunkt seines Entstehens Mitarbeiter der Professur VWL I 

https://doi.org/10.1016/j.healthpol.2025.105332
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epidemische Geschehen gerichteten Sichtweise auf. Ein solcher Zielkonflikt erfordert immer 
eine Abwägung, insbesondere wenn wie im vorliegenden Fall eine Null-Eins-Entscheidung zu 
treffen ist. Um eine sachgerechte Entscheidung treffen zu können, ist eine ausreichende In-
formationsgrundlage nötig. Da Experimente häufig nicht durchgeführt werden können und 
sich ein einfaches Trial-and-Error-Vorgehen aus ethischen Gründen verbietet, ist zur Ent-
scheidungsfindung nach Möglichkeit Evidenz aus vergleichbaren Fällen heranzuziehen. So lag 
z.B. im Fall der Entscheidung des Deutschen Bundestages über die Einführung von Ausgangs-
sperren im April 2021 der oben diskutierte Aufsatz in Form eines Arbeitspapiers vor. An die-
ser Stelle soll und kann nicht diskutiert werden, inwieweit Umstände und zu erwartende 
Auswirkungen der im Aufsatz behandelten Ausgangssperre aus dem Winter 2020/21 mit der 
im Parlament für Ostern 2021 diskutierten vergleichbar waren. Stattdessen soll anhand des 
Beispiels Oktoberfest illustriert werden, wie eine ex-post-Analyse einer Maßnahme sowohl 
Erkenntnisse in Hinblick auf zukünftige Ereignisse und Maßnahmen als auch eine Evaluation 
der getroffenen Entscheidung bzw. der ergriffenen Maßnahme ermöglicht sowie Erkennt-
nisse zur sachgerechten Einbeziehung der zum Zeitpunkt der Entscheidung vorhandenen In-
formationen zu Tage fördert.  

Der Aufsatz untersucht mittels einer Differenz-in-Differenzen-Analyse die Entwicklung der 
Inzidenz und der Hospitalisierungen im Gefolge des Oktoberfestes, in dem es die Entwick-
lung in München mit der in 14 deutschen Großstädten verglichen hat. Wie zu erwarten war, 
hat das Oktoberfest zu einem deutlichen Anstieg der Inzidenz geführt. Betroffen davon wa-
ren vor allem Personen aus den Altersgruppen der 15–34- und der 35–59-Jährigen. Zwar ist, 
wie bei einer Veranstaltung dieser Größenordnung ebenfalls zu erwarten, die absolute Zahl 
der Hospitalisierungen angestiegen. Im Verhältnis zur Inzidenz gingen die Krankenhausein-
weisungen allerdings zurück. Dies bestätigt, dass die Infektionen nicht die Gruppe der vul-
nerablen Personen betrafen. Entsprechend sind die Inzidenzen kurz nach dem Oktoberfest 
bereits wieder auf das Ausgangsniveau zurückgegangen. Entscheidend zu diesem milden, 
aus Sicht des Gesundheitssystems wohl unproblematischen Verlauf dürfte die hohe Impf-
quote zum Zeitpunkt der Veranstaltung gewesen sein. Etwa 80 % der relevanten Bevölke-
rung hatten mindestens eine Impfdosis erhalten, über 60 % drei Dosen. Dies war ein ent-
scheidender Unterschied zu früheren Ereignissen, die zu größeren Covid-19-Ausbrüchen 
führten. Zu denken ist nur an die Erkrankungen im Gefolge von Karnevalsveranstaltungen in 
Heinsberg zu Beginn der Pandemie. Sachgerechte Entscheidungen sind von daher abhängig 
vom entsprechenden Kontext zu treffen. Der vorliegende Aufsatz liefert wichtige Erkennt-
nisse, um diese Umweltzustände einordnen zu können. Er zeigt auf, welches beschränkte Ri-
sikopotential selbst kontaktintensive Großveranstaltungen haben, wenn ein großer Teil der 
Bevölkerung immunisiert ist. Gleichzeitig zeigt er die Bedeutung von Forschung auf, die ge-
rade im Fall einer Entweder-oder-Entscheidung eine risikoadäquate Einschätzung der ökono-
mischen und gesundheitlichen Kosten und Nutzen einer Entscheidung ermöglicht.  

Als letztes Beispiel eigener Forschung soll der Aufsatz „Efficiency in COVID-19 Vaccination 
Campaigns—A Comparison across Germany’s Federal States“ vorgestellt und seine 
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Ergebnisse in den Kontext der Anhörung eingeordnet werden.12 Der Aufsatz untersucht die 
erste Phase der Impfkampagne in Deutschland von Januar bis Mai 2021 und vergleicht die 
Effizienz dieser Kampagne über die deutschen Bundesländer hinweg. Da die Impfung ein 
zentraler Pfeiler der Pandemiebekämpfung war, kommt deren effizienter Umsetzung eine 
Schlüsselrolle zu. Schnell verfügbare Impfstoffe können nur dann ihre wohlfahrtsstei-
gernde13 Wirkung entfalten, wenn sie auch schnell verimpft werden. Als Effizienzkriterium 
wird eine möglichst niedrige Lagerhaltung bei gleichzeitiger Sicherstellung einer reibungs-
freien Impfkampagne herangezogen. Dabei zeigen sich über die Bundesländer hinweg deutli-
che Unterschiede dahingehend, wieviel Dosen aus einem gegebenen Bestand in jeder Wo-
che verimpft wurden. So wurden in Bremen binnen einer Woche bis zu 80% und durch-
schnittlich über 50% der vorhandenen Dosen verimpft, während der durchschnittliche Wert 
für Hessen unter 40% lag. Das Beispiel Nordrhein-Westfalen zeigt, dass auch bevölkerungs-
reiche Bundesländer, bei denen es sich nicht um Stadtstaaten handelt, eine hohe Effizienz 
aufweisen können. Wären in allen Bundesländern (mit Ausnahme des effizienteren Bre-
mens) die Dosen aus dem vorhandenen Bestand ähnlich effizient verimpft worden wie in 
NRW, wären Ende Mai etwa 1,4 Millionen Dosen mehr verimpft gewesen, dies entspricht 
3,44% mehr geimpfte Personen. Auf die Gesamtbevölkerung wären dies 1,65% der Bevölke-
rung gewesen. In Hessen wären etwa fünf Prozent mehr Personen geimpft gewesen (s. Ta-
belle 2, die letzte Spalte). Die Studie zeigt auch, dass die Einbeziehung der Hausärzte in die 
Impfkampagne am 5. April 2021 zu einer Effizienzsteigerung führte, es wurden von 100 ver-
fügbaren Dosen mehr als 11 Dosen zusätzlich verimpft.  

 
12 Götz, Georg; Herold, Daniel; Klotz, Phil-Adrian; Schäfer, Jan Thomas (2021): Efficiency in COVID-19 Vaccina-
tion Campaigns—A Comparison across Germany’s Federal States. In: Vaccines 9 (7), S. 788. 
https://doi.org/10.3390/vaccines9070788. 

13 Zur potenziellen Wohlfahrtswirkung der Verfügbarkeit von Impfstoffen s. Castillo et al..(s.o. Fn. 4). 

https://doi.org/10.3390/vaccines9070788


9 
 

Tabelle 2 - Kontrafaktisches Szenario: Zusätzliche Impfungen in allen Bundesländern  
bei gleicher Impfeffizienz wie in Bremen bzw. Nordrhein-Westfalen  

 

Da zum Zeitpunkt der Erstellung der Studie nur wenige Informationen über die verwaltungs-
technischen Details der Impfkampagne bekannt waren, konnten nur allgemeine Vermutun-
gen hinsichtlich der Gründe für die unterschiedliche Effizienz angestellt werden. Die Ergeb-
nisse deuten darauf hin, dass es z.B. in Bremen eine enge Zusammenarbeit zwischen Unter-
nehmen aus der Privatwirtschaft und öffentlichen Einrichtungen bei der Umsetzung der 
Kampagne gab („Bremen impft“). Wichtiger an dieser Stelle ist die bürokratische Umsetzung 
der Impfkampagne. Die Impfdosen wurden an die Bundesländer in großen Losen geliefert, 
wobei sowohl der Zeitpunkt der Lieferung als auch die konkrete Menge einer gewissen Unsi-
cherheit unterworfen war. Vor dem Hintergrund, dass jeweils zwei Dosen im Abstand von 
sechs Wochen verimpft werden sollten, erfordert eine niedrige Vorratshaltung Flexibilität 
hinsichtlich der Termine für die zweite Impfung. In einigen Bundesländern, darunter auch 
Hessen, scheint hier das Risiko von Terminverschiebungen minimiert worden zu sein. Die mit 
derartigen Terminverschiebungen einhergehenden Unannehmlichkeiten in der Verwaltung 
wurden offensichtlich für gewichtiger gehalten als eine ineffiziente Vorratshaltung und eine 
langsamere Impfung der Bevölkerung. Offensichtlich war man auch, zu Unrecht wie die obi-
gen Ergebnisse zeigen, der Ansicht, dass eine generalstabsmäßige Planung erfolgverspre-
chender sei als die frühzeitige und mit verschiedenen Unwägbarkeiten einhergehende Einbe-
ziehung der Hausärzte in die Impfkampagne. Zu betonen ist hierbei, dass die den Autoren 
zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Artikels zur Verfügung stehenden Daten keine Untersu-
chung der Frage erlaubt haben, ob bzw. inwieweit die Impfung vulnerabler Personengrup-
pen, also solcher mit einem hohen Mortalitätsrisiko, priorisiert wurde. Dafür, dass diese In-
formationen den Impfzentren vorlagen, gibt es nur anekdotische Evidenz, erneut für 
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Bremen. Auch hier ist zu vermuten, dass die Einbeziehung der Hausärzte die Situation ver-
bessert hat. Klar ist jedenfalls, dass die Datenverfügbarkeit, z.B. hinsichtlich vulnerabler 
Gruppen, sowohl zentrale Voraussetzung für die Durchführung empirischer Forschung als 
auch für die effiziente Arbeit der öffentlichen Gesundheitsdienste ist. Eine Diskussion der be-
stehenden Hemmnisse steht im Mittelpunkt des folgenden Abschnitts. 

3. Datenverfügbarkeit: Voraussetzung evidenzbasierter Politikbe-
ratung und effizienter öffentlicher Gesundheitsdienste  

Wie anhand der oben dargestellten Studien deutlich geworden sein sollte, ist die Verfügbar-
keit geeigneter Daten eine Grundvoraussetzung für relevante empirische Forschung und da-
mit auch für evidenzbasierte Politikberatung durch die Wissenschaft. Nur dann ist es der Po-
litik möglich, evidenzbasierte Entscheidung zu treffen. Zentrale Hemmnisse, die eine umfas-
sende Datenverfügbarkeit und damit relevante Forschung im Kontext der Pandemie in 
Deutschland erschwert haben, waren, wie im Folgenden kurz begründet werden soll, eine 
mangelnde Digitalisierung des Gesundheitswesens, ein unprofessionelles Datenmanage-
ment, übersteigerter Datenschutz sowie unzureichende Transparenz und damit einherge-
hende Zurückhaltung von Daten. Inwieweit diese Probleme fortbestehen, wird abschließend 
diskutiert. Dabei wird auch die Frage angerissen, welche Auswirkungen dies auf die Effizienz 
der öffentlichen Gesundheitsdienste hat.   

Der Wissenschaftsrat hat sich mit den Problemen der Datennutzung und -verfügbarkeit wäh-
rend der Pandemie ausführlich beschäftigt.14 Dies kann und soll an dieser Stelle nur durch 
anekdotische Evidenz aus den oben vorgestellten Studien ergänzt werden. So war die Studie 
zu den Ausgangssperren nur möglich, weil ein Mitarbeiter des Hessischen Rundfunks die Da-
ten zu den entsprechenden Maßnahmen aus eigener Initiative gesammelt hatte. Daten zur 
Zahl der aktuell in intensivmedizinischer Behandlung befindlichen Personen waren nur in Ta-
gesreporten verfügbar, Zeitreihen wurden nicht veröffentlicht und dem Forschungsteam 
wurde explizit davon abgeraten, die Daten selbst zusammenführen, da die Metadaten dazu 
fehlen würden. Das Problem fehlender Daten trat auch bei der Studie zur Impfkampagne 
auf. Das RKI veröffentlichte auf seinen Webseiten nur die aktuellen Impfdaten, eine Zeitreihe 
war nur verfügbar, da ein Mitarbeiter der ARD diese sammelte und via Github zur Verfügung 
stellte. Ganz allgemein bestand ein Problem darin, dass Datendefinitionen und -abgrenzun-
gen häufig verändert wurden, so dass die zeitliche Vergleichbarkeit erschwert wurde; feh-
lende „Metadaten“ spielen dann eine zentrale Rolle. Über die Ursachen der Datenzurückhal-
tung, insbesondere im Hinblick auf die fehlende Bereitstellung von Zeitreihen soll hier nicht 
spekuliert werden. Verwiesen sei an dieser Stelle an die Kritik, die den Autoren des oben 

 
14 S. ausführlich Wissenschaftsrat (2022): Digitalisierung und Datennutzung für Gesundheitsforschung und Ver-
sorgung – Positionen und Empfehlungen; Köln. DOI: https://doi.org/10.57674/bxkz-8407. Prägnant zusammen-
gefasst sind die Einsichten in der Pressemitteilung „Gesundheitsdatennutzung endlich voranbringen“ 
(https://www.wissenschaftsrat.de/download/2022/pm_1722.pdf?__blob=publicationFile&v=6 ) 

https://doi.org/10.57674/bxkz-8407
https://www.wissenschaftsrat.de/download/2022/pm_1722.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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angeführten Aufsatzes zu den Ausgangssperren widerfahren ist. Festzuhalten bleibt lediglich, 
dass aus Sicht der Wissenschaft allein die Frage von Interesse ist, ob eine Studie methodisch 
korrekt durchgeführt wurde. Daneben gibt es kein wahr oder falsch hinsichtlich der präsen-
tierten empirischen Evidenz. Ob diese politisch opportun erscheint, ist für die Wissenschaft 
irrelevant. Dabei ist die Aussagekraft unterschiedlicher Forschungsergebnisse unterschied-
lich, diese ist zentral von der zugrundeliegenden Datenqualität abhängig. Dies ist entspre-
chend zu gewichten und zu berücksichtigen. Klar ist, dass ohne Daten keine relevante empi-
rische Forschung durchgeführt werden kann.  

Die oben diskutierte Studie zur Effizienz der deutschen Impfkampagne hat bereits darauf 
verwiesen, dass nicht nur die Verfügbarkeit von Impfstoffen und ihre zeitnahe Verimpfung 
zentral ist, sondern auch die Priorisierung vulnerabler Personen. Wie oben festgestellt, gab 
es zum Zeitpunkt des Verfassens der Studie nach Kenntnis der Autoren keine entsprechen-
den, öffentlich zugänglichen Informationen. Diese Informationen schienen auch in den öf-
fentlichen Gesundheitsdiensten zu fehlen. Ob dies in erster Linie auf mangelnde Digitalisie-
rung oder auf Datenschutzvorschriften zurückzuführen ist, ist an dieser Stelle nicht zu beant-
worten. Die mit der deutschen Anwendung von Datenschutzregelungen einhergehenden 
Probleme wurden und werden in der Öffentlichkeit eingehend diskutiert.15 Festzuhalten 
bleibt, dass häufig Erkenntnisse aus Ländern wie Israel und Dänemark wichtige Informations-
grundlagen darstellten, deutsche Studien gab es nicht. Interessant ist hier vor allem Däne-
mark, da dort die europäische Datenschutzgrundverordnung ebenfalls Gültigkeit hat, diese 
Regelungen aber offensichtlich anders ausgelegt werden.16 Hier tritt eine Diskrepanz zutage, 
die aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger Unverständnis auslösen dürfte: Es darf in Deutsch-
land die persönliche Bewegungsfreiheit eingeschränkt werden, der Datenschutz muss aber 
immer gewährleistet sein. Wie die Diskussionen um die Corona-Warnapp gezeigt haben, ist 
diese Entwicklung allerdings nicht nur oder vielleicht nicht einmal in erster Linie auf die Poli-
tik zurückzuführen, sondern auch – der Ausdruck sei hier gestattet – auf eine hysterische Öf-
fentlichkeit bzw. veröffentlichte Meinung. Das Unwissen in der Bevölkerung darüber, dass 
Daten in der Wissenschaft mit äußerster Vorsicht behandelt werden, scheint groß. In den 
einschlägigen wissenschaftlichen Analysen werden Daten anonymisiert und in den allermeis-
ten hochgradig aggregiert betrachtet, sodass ein Rückschluss auf die Informationen jedes 
Einzelnen unmöglich - und auch aus Sicht der Wissenschaft gar nicht gewünscht - ist. Ange-
sichts des enormen ökonomischen und gesellschaftlichen Mehrwerts, den Wissenschaft 

 
15 S. für eine Meldung aus jüngerer Zeit Bürokratie in der Medizin: Wenn der Datenschutz die Gesundheit ge-
fährdet | FAZ https://www.faz.net/aktuell/wissen/forschung-politik/buerokratie-in-der-medizin-wenn-der-da-
tenschutz-die-gesundheit-gefaehrdet-110512939.html, 12.06.2025 

16 Verwiesen sei hier auf das sogenannte Gold Plating von Datenschutzregelungen in Deutschland. S. z.B. 
https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zum-abbau-datenschutzrechtlichen-gold-platings-im-wettbewerbs-
recht/311324  

https://www.faz.net/aktuell/wissen/forschung-politik/buerokratie-in-der-medizin-wenn-der-datenschutz-die-gesundheit-gefaehrdet-110512939.html
https://www.faz.net/aktuell/wissen/forschung-politik/buerokratie-in-der-medizin-wenn-der-datenschutz-die-gesundheit-gefaehrdet-110512939.html
https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zum-abbau-datenschutzrechtlichen-gold-platings-im-wettbewerbsrecht/311324
https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zum-abbau-datenschutzrechtlichen-gold-platings-im-wettbewerbsrecht/311324
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liefert, wäre es auch Aufgabe der Politik, hier Klarheit zu verschaffen und die Forschung zu 
priorisieren. 

Im Hinblick auf die Frage, wie es mittlerweile und nach den aus der Pandemiebekämpfung 
gewonnenen Erkenntnissen um die Datenverfügbarkeit bestellt ist, ist zunächst auf Initiati-
ven wie das am Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) angesiedelte 
Forschungsdatenzentrum Gesundheit (FDZ Gesundheit) zu verweisen. Dieses beginnt derzeit 
damit, Abrechnungsdaten von gesetzlichen Krankenkassen zur Verfügung zu stellen. Aller-
dings ist die Bereitstellung von Daten aus der elektronischen Patientenakte erst für die Zu-
kunft geplant. Eine aktuelle Stellungnahme des Wissenschaftsrats zeigt ausführlich die Defi-
zite und Lücken der Datenlage auf und stellt fest, dass dies z.B. Prävention erschwert.17 Sie 
verweist auch auf die Schwierigkeiten, die sich aus einer Implementierung von Maßnahmen 
über projektgebundene Vorhaben ergeben, die mit einer gewissen Kurzfristigkeit einherge-
hen würden.18 Ein vergleichbares Beispiel gibt es aus Sicht von Forschungsdaten zur Pande-
mie in Form der Corona-Datenplattform (https://corona-datenplattform.de/), die im März 
2023 eingestellt wurde und auf deren Daten, zumindest über die Plattform, kein Zugriff 
mehr möglich ist. Dies ist umso bedauerlicher, da es sich hierbei um einfach zugängliche und 
qualitätsgesicherte Daten handelte. Diese Datenverfügbarkeit ist in einem ersten Schritt, 
vielmehr noch als finanzielle Mittel, die Voraussetzung dafür, dass Forschungsprojekte 
durchgeführt werden. Das entsprechende Interesse von Seiten der Wissenschaft schlug sich 
im Rahmen der Pandemie in einer Vielzahl von Veröffentlichungen nieder, die auch von bis 
dahin nicht mit gesundheitsökonomischen Themen befassten Autorinnen und Autoren 
stammten. Diese Interdisziplinarität dürfte angesichts der globalen Auswirkungen der Pande-
mie als wünschenswert anzusehen sein. Die Datenverfügbarkeit trägt also auch zur Diversität 
von Forschung bei und weitet die Perspektive. So sind auf diese Weise auch eine Vielzahl von 
vorwiegend internationalen Arbeiten aus dem Bereich der Volkswirtschaftslehre entstanden. 

4. Schlussfolgerungen  
Die Volkswirtschaftslehre ist die Wissenschaft von der Allokation knapper Ressourcen: Es 
gibt immer Zielkonflikte, die sogenannten Tradeoffs. Man muss sich entscheiden und muss 
sich dieser Zielkonflikte bei allen Entscheidungen bewusst sein. Bei allen Maßnahmen, die 
ergriffen werden, gilt: Es gibt keine Wirkung ohne Nebenwirkungen. Damit Wirkungen und 
Nebenwirkungen abgewogen werden können, bedarf es der Forschung. Nur so können Ent-
scheidungen evidenzbasiert getroffen werden. 

Wie oben dargestellt wurde, ist eine Grundvoraussetzung für empirische Forschung eine hin-
reichende Verfügbarkeit von Daten. Dabei sind für viele Entscheidungen Daten relevant, die 

 
17 S. Wissenschaftsrat (2026): Für Prävention und Gesundheitsförderung handeln in Wissenschaft, Versorgung 
und Gesellschaft | Positionspapier; Köln. https://doi.org/10.57674/7rvj-jy21  

18 S. ebd. S. 32. 

https://corona-datenplattform.de/
https://doi.org/10.57674/7rvj-jy21
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die Situation vor Ort erfassen. Wir müssen in der Lage sein, Gießen mit Marburg-Biedenkopf 
und dem Vogelsberg vergleichen zu können, und nicht nur Paris mit London und New York. 
Dabei ist Datenverfügbarkeit nicht nur eine zentrale Voraussetzung für Forschung, sondern 
auch für effizientes Handeln der öffentlichen Gesundheitsdienste. Die oben dargestellten 
Beispiele führen zu dem Schluss, dass die Digitalisierung des Gesundheitswesens unzu-
reichend und die Transparenz hinsichtlich des Zugangs zu den vorhandenen Daten für For-
schungszwecke ausbaufähig ist. Inwiefern neuere Maßnahmen wie die Einführung der elekt-
ronischen Patientenakte sowie die Einrichtung von Forschungsdatenzentren in beiden Di-
mensionen hinreichend sind, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden. Die Bedeu-
tung, die die Verfügbarkeit qualitativ hochwertiger und umfassender Daten für öffentlichen 
Gesundheitsdienst und Forschung hat, wurde durch die Pandemie vor Augen geführt.  

Die Pandemieaufarbeitung bietet aber auch den Anlass, Verfahrensweisen in der öffentli-
chen Verwaltung und im öffentlichen Gesundheitsdienst kritisch zu hinterfragen. Eine Unzahl 
von teilweise sogar widersprüchlichen Vorschriften und die umfassende Verrechtlichung je-
des einzelnen Schritts des Verwaltungshandelns gehen einher mit Risikoaversion und Inflexi-
bilität, wo Pragmatismus und Reaktionsschnelligkeit gefragt sind. Der Draghi-Report hat im 
Hinblick auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit für die Ebene der Europäischen Union 
eine detaillierte Analyse vorgelegt, welche wirtschaftlichen Nachteile mit einer derartigen 
Bürokratisierung und umfassenden Regulierung einhergehen.19 Inwieweit seine Vereinfa-
chungs- und Verbesserungsvorschläge durch die Initiativen der Europäischen Kommission 
angemessen umgesetzt wurden und werden, kann an dieser Stelle nicht diskutiert werden. 
Entsprechende Initiativen scheinen nicht zuletzt im Gesundheitswesen auch in Deutschland 
in Bund und Ländern angebracht. 

Lassen Sie mich auf einer persönlichen Note schließen: Der Draghi-Bericht betont die Bedeu-
tung von Forschung und Entwicklung sowie die Rolle der Universitäten für die europäische 
Wettbewerbsfähigkeit und verweist dabei auf die Notwendigkeit einer auskömmlichen öf-
fentlichen Finanzierung.20 Vor diesem Hintergrund erscheint es kontraproduktiv, dass mir 
das Dekanat meines Fachbereichs zu Beginn dieser Woche, mit Verweis auf die Kürzungen 
durch den Hessischen Hochschulpakt, die Stellenfreigabe für eine wissenschaftliche Mitar-
beiterin/einen wissenschaftlichen Mitarbeiter verweigert musste. Es wird keine Stellennach-
folge geben und damit voraussichtlich auch keine weiteren Forschungsarbeiten zum Thema 
Gesundheit an meiner Professur.  

Gießen, den 25.2.2026        Prof. Dr. Georg Götz 

 
19 S. Draghi, Mario (2024): The future of European competitiveness. https://commission.europa.eu/topics/com-
petitiveness/draghi-report_en.  

20 S. ebd, Part P, insb. S.191. 

https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/draghi-report_en
https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/draghi-report_en
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